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Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Entſcheidungen im 
Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes 
über die richterliche Gewalt. Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 
(Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Das Arretirungsrecht iſt dem Begriffe eines jeden Sicherheitsorganes immanent. 


8 81 St. G. erfordert keine ernſtliche Gefährdung der körperlichen Integrität | 


der obrigkeitlichen Perſon von ſo einer Potenz, daß hiedurch derſelben das 
Beharren bei der Amtshandlung zur phyſiſchen Unmöglichkeit gemacht werde, 
ſomit eine Gewaltanthuung wie in 88 98 a, 190 St. G. ſtattfinde. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Ent- 
ſcheidungen im Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt. 


Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 
(Fortſetzung.) 


1. Privatrechte aus Delicten können der verwaltungsbehörd⸗ 
lichen Judicatur im Adhäſionsverfahren unterliegen bei: Beſchädigungen 
des Feldgutes, Wafſerrechtsdelicten, Uebertretungen der Mühlordnungen, 
Uebertretungen des Forſtgeſetzes, Uebertretungen der Geſetze zum Schutze 
gegen Epizootien, Uebertretungen der Jagdordnung und Uebertretungen 
der Gewerbeordnung und der Dienſtbotenorduungen. 


Zum Schutze des Feldgutes regelt die Miniſterialverordnung 


vom 30. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 28, das Inſtitut der beeideten 
Feldhüter und Flurwächter und das Verfahren über die als Feldfrevel 
erklärten Beſchädigungen des Feldgutes. Für die Mehrzahl der ein⸗ 
zelnen Kronländer wurden unter gleichzeitiger Aufhebung der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 30. Jänner 1860 für dieſelben beſondere Geſetze 
gegeben.“) Für Dalmatien gelten abweichende Normen. 

Die als Feldfrevel erklärten Handlungen und Unterlaſſungen 
werden in den Geſetzen unter weitgehender Specialiſirung demonſtrativ 
aufgeführt. Bei Feldfreveln muß unterſchieden werden zwiſchen ſolchen 
Handlungen, welche eine ſtraſrechtliche und privatrechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit, und ſolchen, welche nur eine privatrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen. Durch erſtere wird nebſt der ſtraſbaren Schuld des Frevlers 
auch deſſen civile Schuld, für den verurſachten Schaden über Begehren 
des Beſchädigten Erſatz zu leiſten, begründet und kann der privatrecht⸗ 


) Manz, Bd. 8; Mayerhofer 1880, Bd. III, p. 495, Beſonderheiten in 
Tirol, L. G. Bl. Nr. 21, 1860, und Nr. 97, 1861; in Niederöſterreich Wein⸗ 
gärten⸗Hutordnung vom 20. Jänner 1847 und L. G. Bl. Nr. 7, 1861 (vergl. 
Oſtrow II, p. 1082). 


liche Anſpruch im Adhäſionsverfahren geltend gemacht werden; bei 
letzteren Handlungen, welche nur eine privatrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen, fällt die Ueberſchreitung einer Befugniß zur Laſt, indem 
der Beſugte ſein Recht zur nichtgehörigen Zeit, am nichtgehörigen Orte, 
nicht in der zugeſtandenen Weiſe ausübt, oder indem er die privat⸗ 
rechtliche Schuld dritter Perſonen, auch wenn ſie ohne Auſtrag gehandelt 
haben, zu vertreten hat. Privatrechtsanſprüche aus letzteren Handlungen 
gehören auf den ordentlichen Privatrechtsweg. Auf dieſen ſind auch zu 
verweiſen: Anſprüche aus Beſchädigungen durch Thiere, wenn dem 
Eigenthümer oder anderen Perſonen kein ſtrafbares Verſchulden zur Laſt 
fällt (actio de pastu), aus Beſchädigungen durch artwidrige Wildheit 
der Thiere (ackio de pauperie), Anſprüche aus Ueberſchreitungen der 
Hut⸗ und Mithutgerechtigkeit, des Rechtes des Fußſteiges, Viehtriebes 
und Fahrweges (serv. pascendi, compascendi, itineris, actus et 
viae). ©) 

Für die der Cognition der Verwaltungsbehörden unter- 
liegenden Privatrechtsanſprüche aus Feldfreveln gilt als 
Regel, daß zugleich ein ſtrafrechtliches Verſchulden vorliegen 
und daß ein Straferkenntniß gefällt werden muß. “ Daher 
gehören auf den ordentlichen Privatrechtsweg auch alle aus Feldfreveln 
Walch Schadenerſatzanſprüche, welche weder bei Einleitung des 
Strafverfahrens wegen Geſetzwidrigkeit vor der Verwaltungsbehörde, 
noch im Laufe und vor Schluß des Strafverfahrens von dem mitver⸗ 
letzten Privaten, welcher vom Strafverfahren zu verſtändigen iſt, 8) 
erhoben werden, ſowie die Privatrechtsanſprüche aus einem behaupteten 

Feldfrevel bezüglich deſſen eine Verurtheilung des Beſchuldigten nicht 
erfolgt iſt. “) 

Die Abweichung von der Regel für Dalmatien beſteht darin, 
daß für boshafte und fahrläſſige Beſchädigungen des Feldgutes, wenn 
der Thäter nicht ermittelt werden kann, die Ortſchaft (Villagio) haftet, 
und über die Schadenerſatzleiſtung aus ſolchen Beſchädigungen, ſowie 
aus Beſchädigungen des Feldgutes, welches an einen öffentlichen Weg 
oder an einen Gemeindeplatz anſtößt und weder durch Zäune, noch auf 
andere Art geſchützt iſt, die Verwaltungsbehörde erkennt, ohne daß ein 
Straferkenntniß gefällt wird. 10) 

Privatrechtsanſprüche aus Waſferrechtsdelicten. Die auf 
Grund des Reichswaſſerrechtsgeſetzes vom 30. Mai 1869 erfloſſenen 


e) Vergl. Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 30. October 1877, 
Z. 12.930; Zeitſchr. f. Verw. p. 147, 1869 und p. 180, 1877; Entſcheidung 
des oberſten Gerichtshofes vom 20. April 1881, Z. 4076; Zeitſchr. f. Verw., 
p. 95, 1875, p. 75, 1869. 

) Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes Nr. 317, Budw.; Zeitſchr. 
f. Verw. p. 70 und 71, 1870. 

8) Bergl. 88 47, 365, 447, 449 a. St. P. O. ex 1873 und Feldſchutz⸗ 
geſetz für Iſtrien 88 31 und 32, Galizien 88 42 und 46, Mähren und Krain 
88 32 und 34; Miniſterialverordnung vom 30. Jänner 1860 8 22 u. ſ. f. 

) Zeitſchr. f. Verw. p. 116, 1870. 

10) Gubernialverordnung vom 3. März 1836, Z. 3416 (p. 74 Dal. G. S.); 
Zeitſchr. f. Verw. p. 148, 1877; Lienbacher, Polizei-Strafrecht 1873, p. 249 
bis 251. 


17 Landesgeſetze 1) und eine Reihe zum Theile noch giltiger älterer, 
waſſerrechtlicher Normen beſtimmen, daß der Contravenient ſtrafrechtlich 
und privatrechtlich verantwortlich wird und der Mitverletzte ſeinen 
Privatrechtsanſpruch im Verwaltungsſtrafverfahren geltend machen kann. 

Nach den Landesgeſetzen für Steiermark, Niederöſterreich und 
Bukowina ſteht die Unterſuchung und Beſtrafung der Waſſerrechtsdelicte 
den politiſchen, nach den 14 anderen Landesgeſetzen zum Theile den 
autonomen Verwaltungsbehörden, den Gemeinden, zum Theile den 
politiſchen Verwaltungsbehörden zu. Die Geſetze für Steiermark (§ 64), 
Niederöſterreich (88 64 und 66), Bukowina ($ 65) erklären die demon⸗ 
ſtrativ bezeichneten Waſſerrechtsdelicte, inſoweit ſie nicht unter das all⸗ 
gemeine Strafgeſetz fallen 1), als Waſſerfrevel, während die 14 übrigen 
Landesgeſetze beftimmen, daß alle wie immer gearteten, nicht 
unter das allgemeine Strafgeſetz fallenden Beſchädigungen 
und Verletzungen von Waſſeranlagen nach den zum Schutze des 
Feldgutes erlaffenen Vorſchriften als Feldfrevel zu behandeln find und 
im Uebrigen die Waſſerrechtsdelicte ebenfalls demonſtrativ formuliren. 12) 

Für die Privatrechtsanſprüche Dritter enthalten alle Landes⸗ 
geſetze die relevante Norm, daß der Schuldige in allen Fällen, wo ein 
Waſſerrechtsgeſetz durch eine Handlung oder Unterlaſſung übertreten 
worden iſt, abgeſehen von der verwirkten Strafe und der Er— 
ſatzpflicht gegen Beſchädigte, auf feine Koſten die eigen— 
mächtig vorgenommene Neuerung beſeitigen oder die unter- 
bliebene Arbeit nachholen muß, inſoferne fie noch erforder— 
lich iſt, und wenn der dadurch Gefährdete oder Verletzte es 
verlangt oder das öffentliche Intereſſe es erheiſcht. 

Die Privatrechtsanſprüche Dritter unterliegen dem Verwaltungs⸗ 
Straferkenntniſſe: 1. im Punkte des Schadenerſatzes wohl aus 
dem Titel der Connexität, aber ohne Beziehung auf das öffent⸗ 
liche Inte reſſe (in abſoluter Beziehung), weil zur Beantwortung der 
Frage des Schadenerſatzes nur die Erwägung des Eingriffes in die 
Privatrechtsſphäre eines Dritten mit der Reduction dieſes Eingriffes auf 
den vermögensrechtlichen Werth derſelben platzgreift; 2. i m Punkte der 
Beſeitigung der eigenmächtig vorgenommen en Neuerung 
oder Nachholung der unterlaſſenen Arbeit mit Beziehung 
auf das öffentliche Intereſſe (in relativer Beziehung). Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung 1) iſt für die in den Geſetzen nicht zweifellos entſchiedene Frage 
der Competenz der Verwaltungsbehörden und Civilgerichte im zweiten 
Punkte bei abgelaufener Verjährungsſriſt (3, beziehungsweiſe 6 Monate) 
für die cumulirten Privatrechtsanſprüche von der Bedeutung, daß, ob⸗ 
ſchon Unterſuchung und Strafe des Delictes wegen Verjährung er⸗ 
loſchen ſind, das Verfahren vor der Verwaltungsbehörde aus öffent⸗ 
lichem Intereſſe dennoch platzzugreifen hat, und alsdann auch die 
durch eigenmächtig vorgenommene Neuerung und unterlaſſene Arbeit mit⸗ 
berührten, cumulirten Privatrechtsanſprüche der Cognition der Verwal⸗ 
tungsbehörde unterliegen. 1°) 

Solche, mit öffentlichen Intereſſen cumulirte Privat- 
rechtsanſprüche in relativer Beziehung, auch bei eingetre- 
tener Verjährung der Strafe, und alle übrigen Privat— 
rechtsanſprüche aus Waſſerrechtsdelieten bei nicht einge— 
tretener Verjährung unterliegen zunächſt der Competenz der Ver⸗ 
waltungsbehörden und ſind Privatrechtsanſprüche im Sinne des Art. 15, 
Al. 1. 

Die gleiche Vorausſetzung des Art. 15, Al. 1 trifft auch bei 
Privatrechtsanſprüchen zu, die nach zum Theile noch giltigen, älteren 
Waſſerrechtsnormen der Judicatur der Verwaltungsbehörden unterliegen. 

Das unzeitmäßige Ablaffen der Teiche, die Vernachläſſigung der 
Teichanlagen und Zugehörungen, die Ueberſpannung der Teiche, die 
Unterlaſſung der Räumung der Abflußrinnſale der Teiche begründen 
eine ſtrafrechtliche und privatrechtliche Verantwortlichkeit, ſoferne in 
letzterer Beziehung die Schäden nicht durch vis major verurſacht 
worden find, 16) 


10 Manz, Bd. XVIII; 5 0 en 1380, p. 498 —516. 
1 88 85—87, 318, 335, 

10) § 47 und 48 Krain, 8 7⁰ = 21 Vöhmen, § 69 und 70 alle übri⸗ 
gen Lander. 

4) Den Verfaſſern der neuen Waſſerrechtsgeſetze hat dieſe Unterſcheidung 
offenbar auch vorgeſchwebt, wenn ſie es leider auch unterließen, derſelben Aus⸗ 
druck zu geben. Vergl. Peyrer p. 510. 

) Vergl. Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 3. Juni 1882, 
3. 1100, Budw. Nr. 1429. 

10 Hofkldet. vom 10. November 1785 und 13. December 1787, Joſephi⸗ 
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Die Teichordnung für Galizien vom 23. October 1835 17) weist 
im § 21 die aus Verletzungen dieſer Teichordnung entſtehende ſtraf⸗ 
rechtliche und privatrechtliche Verantwortlichkeit, falls in erſterer Be⸗ 
ziehung nicht das allgemeine Strafgeſetz platzgreift, der Judicatur 
der politiſchen Behörden zu, während nach § 22 Benachtheiligungen 
einer Privatpartei an ihrer Perſon oder ihrem Vermögen der Judi⸗ 
catur der ordentlichen Gerichte überwieſen ſind. Die gleiche Competenz⸗ 
beſtimmung der ordentlichen Gerichte enthält 8 20 der Strompolizei⸗ 
und Pflanzungsordnung für Galizien vom 2. März 1842 18) bezüglich 
beſtimmter Schadenerſatzanſprüche der Schiffer und Flößer. Allein da 
durch Art. 1 des Landesgeſetzes für Galizien vom 14. März 1875 
die früheren Geſetze und Verordnungen, welche ſich auf Gegenſtände 
des Geſetzes vom 14. März 1875 beziehen und mit den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes im Widerſpruche ſtehen, außer Kraft getreten ſind, und 
da nach § 70 und 72 Schadenerſatzanſprüche im Adhäſionsverfahren 
geltend gemacht werden können: ſo muß dem Beſchädigten im Sinne 
des § 22 der galiziſchen Teichordnung und des § 20 der galiziſchen 
Strompolizei⸗ und Pflanzungsordnung geſtattet ſein, ſeine Privatrechts⸗ 
anſprüche im Adhäfionsverfahren vor den Verwaltungsbehörden geltend 
zu machen. Dasſelbe muß um ſo mehr hinſichtlich der Privatrechts⸗ 
anſprüche aus geſetzwidrigen Handlungen der Fiſchereieigenthümer und 
der Beſchädigung der Faſchinenwerke ꝛc. (8 10 und 26 der galiz. 
Stp. u. Pflodg.) gelten, da bezüglich dieſer Privatrechtsanſprüche eine 
Competenzbeſtimmung in der Strompolizei⸗ und Pflanzungsordnung nicht 
enthalten iſt. 

Der aus der Connexität der Handlung geſtattete Weg des Ad⸗ 
häſionsproceſſes iſt auch in der Flußßpolizeivorſchrift für den oberen 
Theil der March und für die in ſelbe ausmündenden anderen Flüffe 
vom 27. Jänner 1825 1%) und in der Elbeſchifffahrtsordnung vom 
2. Juli 1846 2%) gegeben Im Sinne des Adhäſionsprincipes hat 
offenbar auch $ 19 der Strompolizeiordnung für die Moldau 21) durch 
§ 103, 8 71 und 72 des Landesgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 
1870, L. G. Bl. Nr. 71, die Abänderung gefunden. 

Die Miniſterialverordnung vom 31. Auguſt 1874, R. G. B. 
Nr. 122, zur Regelung der Donauſchifffahrt und Strompolizei in 
Ober⸗ und Niederöſterreich unterſcheidet zwiſchen privatrechtlichen und 
verwaltungsrechtlichen Schadenerſatzanſprüchen und verläßt bezüglich der 
erfteren das Adhäſionsprincip (88 82 — 84). 

Nach der für das Gebirgsland wichtigen Fluß⸗ und Bachpolizei⸗ 
ordnung für Steiermark vom 9. October 1826 22) tritt eine ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit bei Nichtbefolgung beſtimmter Anordnungen 
(88 5, 7 und 8 I. Thl., SS 3, 5 und 6 II. Thl.) erſt ein, wenn 
ein beſonders ergangener, behördlicher Auftrag zur Befolgung des Ge⸗ 
fetzes nicht befolgt wird, während die privatrechtliche Verantwortlich⸗ 
keit für den Schaden ex eadem causa ſchon entſtanden ift, wenn das 
Geſetz, auch ohne beſonderen Auftrag, überhaupt nicht befolgt wird. 
Im Straffalle kann der Schadenerſatzanſpruch vor der Verwaltungs⸗ 
behörde geltend gemacht werden. Die ſtrafrechtliche und privatrechtliche 
Verantwortlichkeit ſpricht das Geſetz auch aus zum Schutze gegen Ufer⸗ 
devaſtationen und gegen Exceſſe der Fiſchereiberechtigten (§ 27 1. Thl., 
§ 17 II. Thl, 4. Abſchn. I. und II. Thl.). 

Auch nach den Vorſchriften für den Betrieb der Plätten- und 
Floßfahrt auf der Mur und Drau und für den Betrieb der Floßfahrt 
auf der Sann 25) find die nicht unter das allgemeine Strafgeſetz oder 
unter das Landesgeſetz vom 18. Jänner 1872 Nr. 8 fallenden Ueber⸗ 
tretungen nach der Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, 
R. G. Bl. Nr. 198, zu ahnden, und iſt der Schuldtragende für die 
Schädigung der Perſonen und fremden Eigenthumes erſatzpflichtig. 

Uebertretungen der Mühlordnungen. Durch das Patent vom 
1. December 1814 2%) wurde eine allgemeine Mühlordnung und mit 
der Verordnung vom 31. Jänner 1853 25) eine ſpecielle für Tirol 


niſche Geſetzſammlung Bd. 8, 5 247 und Bd. 13, p. 404405; Miniſterial⸗ 
85 5 ie: . Verw. 84, 1877 

) Galiz. Pr. G. S. Bd. 17, p. 832. 

16) Galiz. Pr. G. S. Bd. 24, P. 66. 

») Mähr. Pr. G. S. Bd. 7, p. 153. 

20) Böhm. Pr. G. S. Bd. 28, p. 398. 

21) Mayerhofer II, p. 915. 

22) Steierm. Br. G. S. Bd. 8, p. 228. 

22) Steierm. L. G. Bl. Nr. 5 5 und 12 ex 1877. 

2) Franz. G. S. Bd. 42, 149. 

25) Tirol. L. G. Bl. Abth. Tr Nr. 5. 


und Vorarlberg gegeben, welche im $ 3 bis incluſive 14, dann im 
8 16 bis incluſive 23 mit der allgemeinen Mühlordnung gleichlautend 
iſt und im Uebrigen nicht relevante Zuſätze enthält. Ich beſchränke mich 
daher auf die allgemeine Mühlordnung. Von dieſer können als geltend 
angenommen 2%) werden: 88 4, 5 und 6, 88 8 11 im beſchränkten 
Umfange und zwar rückſichtlich Landmühlen, 88 14, 19, ferner 
88 22, 23 und 24 über die Strafbeſtimmungen, wobei anſtatt 
8 178, 179 J. Thl. und 8 100, 211 JJ. Thl. des allg. St. G. 
vom Jahre 1803 nunmehr § 199, lit e., $ 200, § 407 und 461 
der gegenwärtigen Strafgeſetzes vom Jahre 1852 zu verſtehen ſind. 
Schließlich gelten noch S 20 und 21; 8 20, wonach jede nicht unter 
das allgemeine Strafgeſetz fallende Uebertretung der Mühlordnung in 
ihrem noch geltenden Theile eine ſtrafrechtliche und privatrechtliche 
Verantwortlichkeit begründet; § 21, wonach der Müller für feine und 
ſeiner Dienſtleute Unaufmerkſamkeit und Ungeſchicklichkeit außer dem 
Falle der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit zu haften hat. Erſatzanſprüche 
nach § 21 aus dem zu vertretenden Verſchulden der Dienſtleute gehören 
gleich anfänglich auf den ordentlichen Privatrechtsweg, dagegen find die 
im Sinne des § 20 von den Verwaltungsbehörden mit entſchiedenen 
Privatrechte Anſprüche im Sinne des Artikel 15, Al. 1. 

Uebertretungen des Forſtgeſetzes. Nach dem geltenden 
allgemeinen Forſtgeſetze 27) vom 3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, 
ſind die dem Geſetze widerſprechenden Verwendungen des Waldgrundes 
zu anderen Zwecken als zur Waldcultur, die unterlaſſene Aufforſtung 
abgetriebener Waldgrundflächen, die Waldverwüſtung und die dem 
Geſetze widerſprechende Waldbehandlung, ſowie die Exceſſe der Ein⸗ 
geforſteten (Servitutsberechtigten) ſtrafbar und der Schuldtragende hat 
die durch ſeine geſetzwidrigen Handlungen veranlaßten Beſchädigungen 
zu vergüten ($ 8 und 18). Die Uebertretungen der Beſtimmungen für 
die Waldproductenbringung im weiten Sinne, insbeſondere für die 
Bringung des Holzes zu Waſſer, ſind ſtrafbar und begründen den 
Schadenerſatzanſpruch des Beſchädigten ($ 25 und 41). Das Gleiche 
gilt im Falle der Unterlaſſung ſtrenger Vorſicht beim Anmachen von 
Feuern und bei dem Gebrauche feuergefährlicher Gegenſtände in Wäl⸗ 
dern und am Rande derſelben (8 44), ſowie bei Unterlaſſung der An⸗ 
zeige drohender Waldbeſchädigungen durch Inſecten. Die Unterlaffung der 
Anzeige drohender Inſectenverheerungen an die Verwaltungsbehörde be⸗ 
gründet ein ſtrafbares und civiles Verſchulden des Waldeigenthümers aber 
erſt dann, weun das Uebel ſeine Kräfte zur Abwehr der Gefahr überſteigt und 
nachbarliches Eigenthum zu gefährden droht, und er die vom Geſetze 
geforderte Anzeige noch immer unterläßt (8 50, 68 und 72). Die 
Exceſſe der Eingeforſteten, die Uebertretungen der Beſtimmungen zum 
Schutze des Waldeigenthumes gegen Waldbrände und Inſectenſchäden wer⸗ 
den nebſt mehreren, im Geſetze taxativ aufgeführten Handlungen, ſoferne 
dieſe nicht unter das allgemeine Strafgeſetz fallen, 2s) als Forſtfrevel 
und ſtrafbar erklärt (§ 60 und 62). Zugleich begründen die Forſtdelicte 
Privatrechtsanſprüche im Sinne des Art. 15, Al. 1, da der Beſchä⸗ 
digte im Adhäſionsverfahren vor der Verwaltungsbehörde gegen den 
Schuldigen den Erſatz des damnum emergens und luerum cessans 
fordern kann (8 62, 68, Al. 2, 872). 


Uebertretungen der Geſetze zum Schutze gegen Epi⸗ 


zootien. Mit den Geſetzen vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 35 
und 37) wurden zur Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten 
und der Rinderpeſt neue Beſtimmungen gegeben. 29) Beide Geſetze wur⸗ 
den in ſtrafrechtlicher Beziehung durch das Geſetz vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl Nr. 51, abgeändert. Die Unterlaſſung der vom Geſetze 
geforderten Anzeigen beſtimmter, im Geſetze bezeichneter Thierkrank⸗ 
heiten, oder der Erſcheinungen, welche den Verdacht ſolcher erregen, 
begründet eine ſtraſrechtliche und privatrechtliche Verantwortlichkeit. Die 
gleiche Verantwortlichkeit trägt ein Gemeindevorſteher, Gutsgebietsvor⸗ 
ſteher oder wer ſonſt immer in Vertretung derſelben bei Ausſtellung von 
Viehpäſſen oder Urſprungszeugniſſen, wenn auch nur aus Fahrläſſigkeit, 
die Unwahrheit bezeugt. 


26) Vergl. 
p. 129, 1876. 

25 Im Jahre 1878 wurde im Abgeordnetenhauſe in der 381. Sitzung 
die Regierungsvorlage zur Einführung eines neuen Forſtgeſetzes eingebracht (827 
der Beilagen zu den ſtenogr. Protokollen.) Das Geſetz auf Grund dieſer Vorlage 
iſt noch nicht geworden. 

25) Vergl. Mittheilungen Zeitſchr. f. Verw. p. 26, 1878 

5 884 Durchführungsverordnungen vom 12. April 1880, R. & Bl. Nr. 36 
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über die Giltigkeit der Mühlordnung Zeitſchr. 
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f. Verw. 1 dieſes Patentes wurden republicirt in: 


den durch die unterlaſſenen Anzeigen begangenen Delicten oder welche 
durch die eine Unwahrheit bezeugende Ausſtellung eines Viehpaſſes be⸗ 
gangen werden, ſteht der Verwaltungsbehörde zu. Im Strafverfahren 
vor der Verwaltungsbehörde können auch die Anſprüche auf Erſatz⸗ 
leiſtung für den erwachſenen Schaden geſtellt werden, und iſt im Straf⸗ 
erkenntniſſe, wenn nicht die Nothwendigkeit weiterer Ausführungen eine 
Verweiſung des Entſchädigungsanſpruches vor die Civilgerichte als un⸗ 
erläßlich erſcheinen läßt, über die Privatrechtsanſprüche zu erkennen. 

Uebertretungen der Jagdordnung. Die durch ihre Abro— 
gationsclauſel ſich auszeichnende Joſephiniſche Jagd⸗ und Wildſchützen 
ordnung vom 28. Februar 1786 30) enthält im § 3 die Beſtimmung, 
daß Schwarzwild nur in geſchloſſenen und gegen allen Ausbruch 
gut geſicherten Thiergärten gehalten werden darf, und daß es Jeder⸗ 
mann zu allen Jahreszeiten erlaubt iſt, dasſelbe wie Wölfe, Füchſe 
oder andere ſchädliche Raubthiere zu erlegen, wenn es aufierhalb" des 
Thiergartens angetroffen wird. „Sollten ſich Jagdinhaber oder Jäger 
widerſetzen, ſo werden ſie zur Strafe 25 Ducaten zu erlegen nnd allen 
durch das usgebnbihene Stück Vieh verurſachten Schaden zu vergüten 
haben.“ Das Verfahren und die Erkenntnißfällung gehört zur Competenz 
der politiſchen Verwaltungsbehörden. 

Uebertretungen der Gewerbeordnung. Die im 1., 2., 
3., 4. und 7. Hauptſtücke und im § 102 durch die Novelle vom 
15. März 1883 abgeänderte Gewerbeordnung vom 20. December 1859 
enthält im 6. Hauptſtücke Beſtimmungen, deren Auſſerachtlaſſung eine 
ſtrafrechtliche und privatrechtliche Verantwortlichkeit begründet. Nach 
§ 74 Gewerbeordnung machen ſich Gewerbsunternehmer, welche einen 
Gehilfen ohne den geſetzlich geforderten Ausweis, der bei Handlungs⸗ 
dienern in den behördlich vidirten Zeugniſſen der früheren Dienſtgeber, 
bei anderen Gehilſen in dem Arbeitsbuche beſteht, aufnehmen, ſtrafbar 
und haften mit dem Gehilfen dem früheren Dienſtgeber für den durch 
den eigenmächtigen Austritt des Gehilfen erwachſenen Schaden gemäß 
8 1302 a. b. G. B. Zwiſchen den Uebertretungen, begangen durch 
die Aufnahme eines Handlungsgehilfen ohne behördlich vidirtes Zeug⸗ 
niß (S 25 R. G. Bl. Nr. 1 1863), und begangen durch Aufnahme 
eines anderen Gehilfen ohne Arbeitsbuch muß auf Grund des 
74 und 141 Gewerbeordnung und 8 321 35) allgemeines 
Strafgeſetz unterſchieden werden 2); im erſten Falle, bei Handlungs⸗ 
gehilfen, iſt die politiſche Verwaltungsbehörde, im zweiten Falle, 
bei anderen Gehilfen, das ordentliche Strafgericht competent. 
Wenn ein Gehilfe einen Dienſtgeber ohne geſetzlichen Grund 
vorzeitig verläßt, kann der Arbeitsgeber ſeinen Schadenerſatz im Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahren geltend machen (§ 80). Die verwaltungsbehördliche 
Zuſtändigkeit tritt ferner ein, wenn ein Lehrling feinen Lehrherrn vor⸗ 
zeitig verläßt (8 99), und wenn ein Gewerbsmann einen entwichenen 
Lehrling wiſſentlich aufnimmt (§ 101). 

Uebertretungen der Dienſtbotenordnungen. Zur Rege⸗ 
lung des Dienftboten- und Geſindeweſens beſtehen für die einzelnen der 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und für die einzelnen 
Landeshauptſtädte beſondere Geſetze. Mit Ausnahme von Wien (Patent 
vom 1. Mai 1810), Böhmen (L. G. Bl. Nr. 11 1866), Schleſien 
(L. G. Bl. 12,1867 und 14,1874), Oberöſterreich (L. G. Bl. 3,1874), 
Niederöſterreich (L. G. Bl. 6/1877) und Tirol (L. G. Bl. 13/1879) 
ſtammen die das Dienſtbotenweſen regelnden Geſetze aus der zweiten 
Hälfte der 1850er Jahre und beruhen im Weſentlichen auf gleichen 
Grundſätzen. 

Nach der Dienſtbotenordnung für Steiermark (L. G. Bl. II. Abth. 
1, 1857) iſt der durch Annahme mehrerer Drangelder gegen das Gefetz 
handelnde Dienſtbote ſtrafbar und ſchuldig, den durch Annahme des 


30) Joſephiniſ che Geſetzſamnlung Bd. 11, p. 488; für Böhmen gilt § 38 
ir Geſetzes vom 1. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 49 für Salzburg wurde am 
December 1852, L. G. Bl. Nr. 447, das urſprünglich für dieſes Land nicht 


Das Strafverfahren und die Urtheilsfällung in af Joſephiniſche Patent in mehreren Beſtimmungen kundgemacht. Für Ga⸗ 


lizien Patent vom 13. April 1786 (Piller ſche Pr. S. Nr. 17). Mehrere 1 5 
Steiermark, L. G. Bl. Nr. 8, 
Abth. 1853; Kärnten, L. G. Bl. Nr. 3, II. Abth., 1853; Niederöſterreich, 
9 G. Bl. Nr. 77 und 473, II. Abth., 1853; vergl. Entscheidungen des oberſten 
Gerichtshofes vom 5. März 1882, 3. 2803; Zeitſchr. f. Verw. p. 19, 1883. 

) Bei einem aus Ungarn kommenden Geſellen bildet die „Kundſ chaft“ 
das Zeugniß und die Abrechnung. (Ung. Geſ. Art. VIII ex 1872, Verordn. des 
Ung. Min. für Ackerbau, Ind. u. Handel vom 11. April 1875, Nr. 6839.) 

32) Vergl. Herbſt, II 1859, p. 99 und 1876 bei 8 321; Zeitſchr. f. Verw. 
p. 167, 1870 und p. 132, 1872. 
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erſten Drangeldes giltig eingegangenen Dienſtvertrag zu erfüllen, den die Amtsperſon, keineswegs aber die Befugniß zur phyſiſchen Wider⸗ 
übrigen, im guten Glauben handelnden Dienſtherren das Drangeld zu ſetzlichkeit erwachſen. 
reſtituiren und den nachweisbaren Schaden zu erſetzen ($ 4). Soferne Wenn weiter in der Nichtigkeitsbeſchwerde eine wirkliche gewaltſame 
nicht das allgemeine Strafgeſetz platzgreift, iſt wie in den folgenden Handanlegung, wie ſolche zum Thatbeſtande des Verbrechens im Sinne 
Uebertretungsfällen die autonome Verwaltungsbehörde, die Gemeinde, des § 41 St. G. gefordert wird, in Abrede geſtellt erſcheint, To hat 
competent (Art. V, R. G. Bl. Nr. 18,1862). Strafrechtlich und privat⸗ dem entgegen der erſte Richter als erwieſen angenommen, daß der Ange⸗ 
rechtlich verantwortlich wird der Dienſtbote, welcher ſich weigert, den Dienſt, klagte in Gemeinſchaft mit einem nicht zu Stande gebrachten Genoſſen 
zu dem er ſich verdungen hat, anzutreten ($ 8), welcher vor Ablauf den Polizeiſoldaten bei den Händen ergriffen und gehalten. Hat nun 
der Dienſtzeit ohne geſetzmäßigen Grund den Dienſt eigenmächtig ver⸗ das Gericht in dieſer Handlung eine auf Vereitelung des Vollzuges des 
läßt ($ 32); der Dienſtherr, welcher wiſſentlich einem bereits verleih⸗ | Dienftes gerichtete, wirkliche gewaltſame Handlung angenommen, wiewohl 
kauften Dienſtboten das Drangeld gibt, einen verleihkauften Dienſtboten gleichzeitig feſtgeſtellt wurde, daß ſonſt der Angeklagte dem Polizeiſoldaten 
verleitet, den Dienſt, zu dem er ſich verdungen hat, nicht anzutreten, weder einen Schlag verſetzt, noch ſich mit ihm in ein Handgemenge 
oder einen angetretenen Dienſt aufzukünden oder zu verlaſſen (88 4 eingelaſſen hat, ſo kann darin eine rechtsirrthümliche Subſumtion der 
und 5), der Dienſtherr, welcher ſeinem Dienſtboten ein wahrheitswidriges That nicht wahrgenommen werden, zumal im § 81 St. G. eine nicht 
Zeugniß wiſſentlich verleiht (§ 36); und jedermann, der einen Dienſt⸗ | ernftliche Gefährdung der körperlichen Integrität der obrigkeitlichen Perſon 
boten, von dem er weiß, oder doch aus den Umſtänden vermuthen von ſo einer Potenz erfordert wird, daß hiedurch derſelben das Beharren 
mußte, daß er entlaufen iſt, in Dienſt nimmt, Unterſtand oder Aufent⸗ 1 der Amthandlung oder Dieuftverrichtung zur phyſiſchen Unmöglichkeit 
halt geſtattet (S 33). gemacht werde, daß ſomit eine Gewaltanthuung (88 98 a, 190 St. G.) 
Wenn im Verwaltungs ⸗Straferkenntniſſe in privatrechtlicher Hinficht | wirklich ſtattfinde und die obrigkeitliche Perſon mit dem Thäter einen 
entſchieden worden iſt, ſo handelt es ſich um eine Entſcheidung der Kampf phyſiſch beſtehe und die Dienſtverrichtung gegenüber dem Thäter 
Verwaltungsbehörde über einander widerſtreitende Anſprüche von Privat- ungeachtet der gewaltſamen Handanlegung bis zum Aeußerſten durchzu— 
perſonen im Sinne des Art. 15, Al. 1. ſetzen trachte; — ſondern vielmehr zum Zwecke der Wahrung der 
Fortſetzung folgt.) er n öffentlicher Vollzugsorgane, gemäß der natürlichen Bedeutung 
5 der im $ 81 St. G. gebrauchten Ausdrücke, jede gewaltſame auf Ver⸗ 
TE eitelung der Amtshandlung oder Dienſtverrichtung abzielende Handanlegung 
als zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes des im $ 81 St. G. normirten 


Mittheilungen aus der Praxis. Verbrechens geeignet auzuſehen iſt. Ger.⸗H. 
Das Arretirungsrecht iſt dem Begriffe eines jeden Sicherheits⸗ 
organes immanent. ie Geſetze und Berordnungen. 
$ 81 St. G. erfordert keine ernſtliche Gefährdung der körperlichen 1883. I. S 
Integrität der obrigkeitlichen Perſon von ſo einer Potenz, daß J. Semeſter. 


hiedurch derſelben das Beharren bei der Amtshandlung zur phy⸗ Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
„ A a ea reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 


Nr. 15. Ausgeg. am 8. Februar. 

J. S. als Polizeiſoldat hat Nachts zum 25. Februar 1880. in. Bewilligung Zur e u für eine Localbahn 
Krakau zwei herumſchwärmende Frauenzimmer arretirt. J. St. und ein von einem Punkte der Buſchtehrader Eiſenbahn nach Joachimsthal. 17. Jänner. 
zweiter unbekannter Mann ſorderten den Polizeiſoldaten zur Freilaſſung Z. 667. 
der Frauenzimmer auf und als derſelbe dieſer Aufforderung kein Gehör | Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
ſchenkte, faßten dieſelben den Polizeiſoldaten bei den Händen und Localbahn von Friedland oder Friedek im Anichluffe an die projectirte Local⸗ 
verſchafften den feſtgenommenen Frauenzimmern die Möglichkeit zur bahn Rozuau⸗Trzynietz über Teſchen nach Bielitz 20. Jänner. 3. 42.44 


Entweichung. ex 1882. 

Das k. k. Landesgericht in Krakau erkannte den J. St. des Nr. 16. Ausgeg. am 10. Februar. 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach & 81 St. G. ſchuldig nn 
und verurtheilte denſelben hiefür nach S 82 St. G. bei Anwendun Nr. 17. Ausgeg. am 13. Februar. 
des $ 54 St. G. zur einmonatlichen Kerkerſtrafe (Urtheil vom 15. Funk | Abdruck von Nr. 13 R. G. Bl. 


1880, 3. 9150). 
Angeklagter hat dagegen unter Anruf des Nichtigkeitsgrundes 
des § 281, Z. 9, lit. a St. P. O. die Nichtigkeitsbeſchwerde ergriffen 


Nr. 18. Ausgeg. am 15. Februar. 

Bewilligung zur Anlage eines Induſtriegeleiſes für die Cementfabriks⸗ 
beſitzer Michael Egger in Kufſtein und Joachim Lüthi in Oberndorf zwiſchen 
und darin geltend zu machen geſucht, daß im gegebenen Falle von km 189-88 und 190 der Strecke Hopfgarten⸗Wörgl der Salzburg⸗Tiroler Linie 
einer Ausübung des Dienſtes oder Amtes keine Rede fein könne, weil der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn. 14. December. Z. 36.490. 

J. S. als Polizeiſoldat zum Arretiren herumſchwärmender Frauen⸗ Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
zimmer nicht berechtigt geweſen ſei, ſondern hiezu eigene Patrouillen Linz⸗Efferding⸗Aſchach. 20. Jänner. 3. 43.320 ex 1882. 

unter Führung eines Civilwachmannes entſendet werden, ferner, daß das (Fortſetzung folgt.) 

Erfaſſen der Hände . des Polizeiſoldaten noch nicht als eine wirkliche Perſonalien. 

gewaltſame, die perſönliche Sicherheit ernſtlich bedrohende Handanlegung Seine Majeſtät haben dem Sektionschef im Reichs⸗Finanzminiſterium 
im Sinne des Geſetzes aufgefaßt werden dürfe, daß demnach die der ee Merey von Kaposmere taxfrei die Würde eines geheimen Rathes 

; i ; hr verliehen. 
€ ie 1 0 Grunde gelegte That , a als Verbrechen der Seine Majeſtät haben dem Adminiſtrativdirector der Landesregierung in 
öffent ichen ewaltthätigkeit im Sinne des 8 St. G. qualificirt Sarajevo, k. und k. Legationsrathe Hugo Kutſchera den Orden der eiſernen Krone 
worden ſei. zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

= Der k. Ae Gerichts⸗ als Caſſationshof hat jedoch mit Ent⸗ Erledigungen. 
ſcheidung vom . December 1880, Z. 9454, dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde Bauadjunctenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des Staats⸗ 
verworfen. — Gründe: baudienſtes in Dalmatien, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 107.) - 

Angeſichts der Feſtſtellung in den erftrichterfichen Gründen, 5 e eee a = in Kaczyka in der 

ich j ; i ; 15 ukowina, bis 8. Juni. (Amtsbl. Nr. ; 
daß a 5 ar one a n ee e e een Stüdtiſche Arztesſtele in Wien mit 1000 fl. Jahresgehalt und 30 Per⸗ 
ſeines Dienſtes befand, wir er vom Angeklagten angeführte Umſtand, cent Quartiergeld, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 108.) 
daß zum Aufgreifen herumſchwärmender Dirnen eigene Polizeipatrouillen Seeretärsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur in der achten 
entſendet werden, um fo mehr ganz irrelevant, als das Arretirungs⸗ Rangsclaſſe, eventuell eine Adumctenſtelle in der neunten und eine Coneipiſten⸗ 
recht dem Begriffe eines jeden Sicherheitsorganes immanent iſt und ſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte Juni (Amtsbl. Nr. 109.) 


ig ! ? ke 7 Förſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg in 
ſchließlich kaun wohl einer Partei aus einer ſelbſt ungebührlich bot | per zehnten Rangsclaſſe, eventuell Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, 


genommenen Amtshandlung wohl das Recht zur Beſchwerde gegen eventuell Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 110.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


